
D
ie Frage nach der im juristi-

schen Sinn „richtigen“ Be-

handlungsmethode kann sich

in verschiedenem Gewand stellen. Je

nach Fallgestaltung kann es nur eine

oder aber auch mehrere richtige Ant-

worten geben. Die Antwort wird zudem

durch die jeweils bestehenden Aufklä-

rungsverpflichtungen überlagert. Bei

der Therapiewahl ist dem Arzt zunächst

ein durchaus weites und nur auf be-

stimmte Weise gerichtlich überprüfba-

res Ermessen eingeräumt. Gegenstand

des (zahn-)ärztlichen Behandlungsver-

trages ist eine dem Facharztstandard

entsprechende Behandlung, das heißt

die Therapie muss zum Behandlungs-

zeitpunkt dem anerkannten Stand der

naturwissenschaftlichen Erkenntnisse

und den fachärztlichen Erfahrungen

entsprechen.1 Das können, müssen aber

nicht zwingend, mehrere Methoden

sein. Sind diese Methoden bei gleicher

Belastung und gleichen Risiken für den

Patienten auch alle gleich geeignet, be-

steht also keine „echte Behandlungsal-

ternative“, muss über die verschiedenen

Möglichkeiten auch nicht aufgeklärt

werden. Bei der Auswahl kann dann für

den Behandler auch ausschlaggebend

sein, dass er in einer bestimmten Me-

thode besondere Erfahrung besitzt.2

Hinweis auf Alternativen
Unter Berücksichtigung der tatsäch-

lichen Gegebenheiten ist es jedoch

auch möglich, dass bei dem betreffen-

den Patienten überhaupt nur eine

Handlungsoption besteht. Dann ent-

fällt der ansonsten erforderliche Hin-

weis auf Alternativen zwar, trotzdem

muss aber natürlich über die Risiken

aufgeklärt werden, da der Patient nicht

nur – sofern „echte Behandlungsalter-

nativen“ bestehen – hinsichtlich des

„wie“, sondern vor allen Dingen natür-

lich hinsichtlich der vorgelagerten

Frage des „ob“ einer Heilbehandlung

zuzustimmen hat.

Bestehen aber bei den zur Verfügung

stehenden Therapievarianten unter-

schiedliche Risiken, Belastungen und

Chancen und handelt es sich bei diesen

Methoden vor allem auch um gleich 

anerkannte Standardverfahren („echte

Behandlungsalternativen“), ist der Pa-

tient diesbezüglich aufzuklären und

muss dem Patienten letztlich auch die

Wahl der Methode bleiben.3 Der The-

rapiefreiheit des Arztes korrespondiert

nämlich das Selbstbestimmungsrecht

des Patienten. Dieser muss in jeden Ein-

griff in seine körperliche Integrität ein-

willigen. Das kann er nur, wenn er Art,

Bedeutung, Ablauf und mögliche Fol-

gen einer Behandlung abschätzen kann.

Deshalb ist er vor der Behandlung über

echte Behandlungsalternativen auch

aufzuklären.

Alte vs. neue Therapien
Neben einer altbewährten Methode

mag auch eine vergleichsweise junge

Therapieform in Betracht kommen.

Hierbei ist eine Abgrenzung in zwei

Richtungen vorzunehmen: 1. Wann

darf eine ältere Methode noch verwen-

det werden? 2. Wann darf eine neuere

Methode schon verwendet werden?

Hierbei gilt: Der Behandler ist nicht ge-

halten, das jeweils neueste Therapie-

konzept zu wählen, zumal eine gewisse

Bewährung in der fachärztlichen Praxis

ausdrücklich zu fordern ist.4 Eine Be-

handlungsmethode ist jedoch dann

veraltet und darf dann nicht mehr an-

gewendet werden, wenn sie durch 

gesicherte medizinische Erkenntnisse

überholt ist, andere Methoden in der

medizinischen Wissenschaft im We-

sentlichen unumstritten sind (und zu-

dem nicht nur an wenigen Spezialkli-

niken praktiziert werden), weil sie risi-

ko- oder belastungsärmer sind.5 Hieran

zeigt sich die dem Facharztstandard im-

manente Dynamik. Dieser Prozess wird

nicht allein durch den Stand des wis-

30 ZWP 4/2009 

wirtschaft recht

Innovationen in der Praxis 

Therapiefreiheit: zwischen
Fehler und Aufklärung

| RA, FA MedR Norman Langhoff, LL.M.

Auf kaum einem zweiten Wissenschaftsgebiet ist der sich zudem zunehmend beschleunigende
Fortschritt aufgrund stetig neuer Forschungsergebnisse so sichtbar wie in der Medizin. Der be-
handelnde Zahnarzt muss sich (und in der Regel auch dem Patienten) bei der Therapiewahl die
Frage beantworten, welche Behandlungsmethode angewendet werden soll. Dabei kann sich die
Fragestellung sowohl auf das „handwerkliche“ Vorgehen als auch den „Materialeinsatz“ bezie-
hen. Welche Methoden dürfen noch, welche schon und wenn ja, unter welchen Voraussetzun-
gen angewendet werden?



senschaftlichen Diskurses, sondern vor

allem auch durch die klinische Erpro-

bung beeinflusst.6 Allerdings besteht

für den Zahnarzt nicht ohne Grund so-

wohl aufgrund des Vertragszahnarzt-7

als auch des Berufsrechts8 eine Weiter-

bildungspflicht.

Andererseits kann es im konkreten Fall

nach Ansicht des Behandlers auch in

Betracht kommen, einer neueren Be-

handlungsmethode den Vorzug zu ge-

ben. Je jünger die betreffende Behand-

lungsmethode, desto mehr rückt die

Frage in den Fokus, ob es sich bereits 

um eine Standardmethode handelt. Ist

dies noch nicht der Fall, so ist der Patient

einerseits über die Existenz der Me-

thode unter dem Gesichtspunkt einer

„echten Alternative“ auf diese Methode

an sich zwar nicht hinzuweisen. Soll 

sie aber nach Ansicht des Behandlers

gleichwohl in Betracht gezogen wer-

den, so erhöhen sich die Anforderungen

an die Aufklärung in Bezug auf Chan-

cen, Ablauf, Risiken und Gründe für das

etwaige Abweichen.

„Neulandmethode“

Interessanterweise werden gerade un-

ter dem Schlagwort „Neulandmethode“

zusammengefasste Therapiekonzepte

in der haftungsrechtlichen Judikatur

weniger unter dem Aspekt eines mög-

lichen Behandlungsfehlers („Entspricht

die Methode schon dem Standard?“) als

vielmehr unter dem Blickwinkel der

ordnungsgemäßen Aufklärung disku-

tiert. Mit anderen Worten: Das Vorge-

hen nach noch nicht zu Standardver-

fahren zählenden Methoden bis hin zur

Anwendung reiner Neuland- oder sogar

Außenseitermethoden wird eher zu-

rückhaltend als falsches Vorgehen ge-

wertet, sofern nur die genaue Kenntnis

über eben diese Umstände bei dem Pa-

tienten vorhanden ist. Der Bundesge-

richtshof hat dies in einer neueren Ent-

scheidung wie folgt formuliert: „Die

Anwendung neuer Verfahren ist für den

medizinischen Fortschritt zwar uner-

lässlich, am Patienten dürfen sie aber

nur dann angewandt werden, wenn die-

sem zuvor unmissverständlich verdeut-

licht wurde, dass die neue Methode die

Möglichkeit unbekannter Risiken birgt.

Der Patient muss in die Lage versetzt

werden, für sich sorgfältig abzuwägen,

ob er sich nach der herkömmlichen 

Methode mit bekannten Risiken operie-

ren lassen möchte oder nach der neuen

Methode unter besonderer Berücksich-

tigung der in Aussicht gestellten Vor-

teile und der noch nicht in jeder Hin-

sicht bekannten Gefahren.“9

Das bedeutet, dass bei Standardverfah-

ren nur über bekannte Risiken aufge-

klärt werden muss, bei Neulandmetho-

den aber auch darauf hingewiesen wer-

den muss, dass für eine abschließende

Risikoeinschätzung aufgrund der Neu-

heit des Verfahrens noch keine ab-

schließenden Erkenntnisse vorliegen

und außerdem – soweit genügend An-

haltspunkte existieren – eine Schilde-

rung von nur vermuteten Risiken erfol-

gen muss.

Aus Sicht des Anwalts auf Behandler-

seite kann nicht deutlich genug darauf

hingewiesen werden, dass die ord-

nungsgemäße Aufklärung – und zwar

generell, das heißt insbesondere sowohl

bezogen auf das „ob“ der Behandlung,

als auch auf das vorstehend unter dem

Aspekt der variierenden Aufklärungs-

dichte erörterte „wie“ der Behandlung –

der Zahnarzt zu beweisen hat. Zur

Nachweisführung empfiehlt sich na-

türlich die schriftliche Form, allerdings

genügt allein die unreflektierte Weiter-

gabe von Informationsbroschüren an

den Patienten nicht dem Leitbild der

Aufklärung im vertrauensvollen Arzt-

Patienten-Gespräch.10

Voll beherrschbare Risiken

Schadenstiftend kann jedoch nicht nur

die jeweils gewählte Behandlungsme-

thode sein. Ein Schaden kann auch auf

verwendete Materialien oder die bei 

der Behandlung verwendete apparative

Ausstattung zurückzuführen sein. Die

schlechte Nachricht vorweg: Hierbei

handelt es sich um sogenannte voll 

beherrschbare Risiken. Diese Feststel-

lung hat im Haftungsprozess große Be-

deutung. Während Behandlungsfehler

nämlich grundsätzlich von der Patien-

tenseite zu beweisen sind, muss sich die

Behandlerseite entlasten, soweit Feh-

lerquellen in der von ihr voll beherrsch-

baren Sphäre im Streit stehen (so z.B.

Zustand technischer Geräte, Einhal-

tung von Hygienestandards).

Die Gewährleistung entsprechender

technischer und sonstiger verfahrens-

bezogener Standards ist ein stetiger

Prozess, der z.B. im Rahmen der Im-

plementierung eines praxisinternen

Qualitätsmanagements überwacht und

fortlaufend optimiert werden kann. Da

im Bereich der vertragszahnärztlichen

Versorgung seit dem 1. Juli 2008 ohne-

hin eine Pflicht zur Einführung und

Weiterentwicklung eines Qualitäts-

managements besteht,11 können hier

vertragszahnarztrechtliche Verpflich-

tungen und zivilrechtliche Obliegen-

heiten kombiniert werden. Die Existenz

des praxisinternen Qualitätsmanage-

ment schafft auch für den Haftungs-

prozess eine Verbesserung der Darle-

gungslast.
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